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Vertiefung der Zusammenarbeit zwischen den Rechtspflegeorganen 
der DDR und der CSSR

Auf Einladung des Ministers der Justiz der CSSR, Dr.' 
Alois N e u m a n ,  weilte der Minister der Justiz der 
DDR, Dr. Hilde B e n j a m i n ,  in der Zeit vom 15. bis 
22. Juli 1965 in der CSSR. In herzlicher und freund­
schaftlicher Atmosphäre fanden im Ministerium der 
Justiz in Prag, beim Beauftragten des slowakischen 
Nationalrates für Justiz, Prof. Dr. C o l o t k a ,  in Bra­
tislava und im Bezirksgericht Plzen Beratungen über 
die Vertiefung der Zusammenarbeit zwischen beiden 
sozialistischen Staaten auf dem Gebiet der Rechtspflege 
statt.
Die Delegation des Ministeriums der Justiz der DDR 
konzentrierte sich darauf, die Erfahrungen der tsche­
choslowakischen Juristen bei der praktischen Anwen­
dung des Familiengesetzes vom 4. Dezember 1963, des 
Zivilgesetzbuches vom 26. Februar 1964 und des Ge­
setzes über die Rechtsverhältnisse im internationalen 
Handelsverkehr (Außenhandelsgesetz) vom 4. Dezember 
1963 kennenzulernen. Außerdem interessierten wir uns 
für die gesetzgeberischen Vorarbeiten über die Haftung 
des Staates für Schäden, die durch Ausübung staatlicher 
Macht verursacht worden sind.
Auf dem Gebiet des Strafrechts bezog sich unser beson­
deres Interesse auf den Inhalt des von der tschechoslo­
wakischen Nationalversammlung im Juni 1965 verab­
schiedeten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Strafgesetzbuchs sowie des Gesetzes über die Verfol­
gung von Vergehen und Übertretungen von Personen* 
die erneut Ruhestörungen und Gewalttätigkeiten be­
gangen haben oder ihre asoziale Lebensweise nicht ver­
ändern. Durch diese Gesetze werden noch wirksamere 
Maßnahmen zur schrittweisen Zurückdrängung der Kri­
minalität und zu ihrer Verhütung getroffen. Die Krimi­
nalität in der CSSR sinkt ständig. Im Jahre 1924 war in 
der damaligen Tschechoslowakei die geringste Zahl ver­
urteilter Personen festgestellt worden. 1956 war der Pro­
zentsatz der verurteilten Personen — bezogen auf 100 000 
Einwohner und auf das Jahr 1924 — auf 54 % gesunken* 
1959 auf 39 %, 1961 auf 30 % und 1963 auf 28 %. Dieser 
Rückgang setzte sich auch im Jahre 1964 fort, allerdings 
nicht gleichmäßig bei allen Deliktsgruppen. Das gilt im 
besonderen für die allgemeine Kriminalität, für die ge­
ringfügigen Strafrechtsverletzur.gen sowie für die Rück­
fallstraftaten.
Die neuen strafrechtlichen Bestimmungen enthalten 
zahlreiche Vorschriften, durch die diesen Erscheinungen 
wirksam begegnet und ihnen vorgebeugt werden kann. 
Zur Ermittlung bedeutsamer Strafverfahren wurden 
wesentliche Maßnahmen festgelegt. Die Aufgaben und 
die Rechte der Strafverteidiger wurden erweitert. Täter*

die sich erneut oder gar wiederholt geringfügiger Ver­
letzungen des sozialistischen oder persönlichen Eigen­
tums oder minderschwerer Vergehen gegen die öffent­
liche Ordnung und das sozialistische Zusammenleben 
schuldig gemacht haben (z. B. durch rowdyhaftes Be­
nehmen in der Öffentlichkeit, Schlägereien, Ruhestörun­
gen), werden künftig nicht mehr in jedem Fall von ge­
sellschaftlichen Rechtspflegeorganen, sondern von den 
Gerichten zur Verantwortung gezogen werden.
Die Studiendelegation des Ministeriums der Justiz der 
DDR nutzte ihren Aufenthalt in der CSSR ferner zu 
Gesprächen über die Durchführung des Rechtshilfever­
trages zwischen der DDR und der CSSR.
Das Interesse der tschechoslowakischen Juristen er­
streckte sich vor allem auf unsere Erfahrungen aus der 
Tätigkeit der Konflikt- und Schiedskommissionen, auf 
die statistische Erfassung und Auswertung der Krimi­
nalität und anderer Rechtsverletzungen sowie auf die 
Einbeziehung gesellschaftlicher Kräfte in die gericht­
lichen Verfahren.
In dem von den Justizministern beider Länder Unter­
zeichneten Schlußprotokoll wird hervorgehoben, daß der 
Besuch der Delegation des Ministeriums der Justiz der 
DDR in der CSSR von neuem die Nützlichkeit des wech­
selseitigen Austauschs der Erfahrungen zwischen den 
leitenden Organen der Justiz beider Länder bestätigt 
hat. Die Bedingungen, unter denen sich die Tätigkeit der 
Ministerien der Justiz beider Länder entwickelt — die 
gleiche Gesellschaftsordnung, die gemeinsamen Ziele, 
die ähnliche Struktur der Wirtschaft und der Bevölke­
rung sowie die sich hieraus ergebenden Gemeinsam­
keiten in den Rechtsordnungen —, bilden günstige Vor­
aussetzungen für eine engere Zusammenarbeit und für 
den weiteren Austausch der Erfahrungen auf dem Ge­
biet der Rechtspflege. Vor allem arbeiten die Justiz­
organe beider Länder eng bei der Aufdeckung und Ver­
folgung der Nazi- und Kriegsverbrecher zusammen.
Im Schlußprotokoll ist im einzelnen der wechselseitige 
Besuch von Studiendelegationen zu bestimmten Fra­
genkomplexen sowie die Verstärkung des Austauschs 
von Informationen, insbesondere auf den Gebieten der 
Gesetzgebung, der Rechtspropaganda und der inter­
nationalen Rechtsbeziehungen, vereinbart worden. Auf 
Grund dieser Vereinbarung wird im Herbst dieses Jah­
res eine Studiendelegation des Ministeriums der Justiz 
der CSSR in unserer Republik weilen und unsere Er­
fahrungen auf dem Gebiet der gesellschaftlichen Rechts­
pflege studieren.

GERHARD SCHREIER,
Persönlicher Referent des Ministers der Justiz

&us dar Praxis — für die Praxis

Justizorgane unterstützen Betriebe bei der Einfüh­
rung einer ordnungsgemäßen Materialwirtschaft

Das Stadtgericht von Groß-Berlin 
verhandelte vor einiger Zeit gegen 
17 Angehörige von zwei volkseige­
nen Bau- bzw. Montagebetrieben, 
gegen Obermeister, Baggerführer, 
Dumperfahrer, Materialverwalter 
u. a. Sie hatten über einen Zeitraum 
von zwei Jahren Baumaterialien ge­
stohlen, unterschlagen oder gehehlt 
und dadurch den Betrieben einen 
sehr großen Schaden zugefügt.

Bereits das Untersuchungsorgan der 
Volkspolizei war bemüht, besonders 
gründlich die Bedingungen aufzu­
decken, die die Begehung der straf­
baren Handlungen während eines 
derart langen Zeitraumes ermöglicht 
hatten. Ohne zu verkennen, daß für 
den Tatentschluß und für die Tat­
begehung in der Regel viele Fakto­
ren bedeutsam sind, waren in die­
sem Fall die mangelhafte Leitungs­

tätigkeit und fehlende gesellschaft­
liche Erziehung durch die Massen­
organisationen dafür mitbestimmend. 
Sie hatten sich insbesondere auf dem 
Gebiet der Materialwirtschaft nega­
tiv ausgewirkt. Das Material wurde 
oft völlig planlos geliefert, so daß 
auf den Baustellen keine Übersicht 
über die vorhandenen Materialien 
bestand. Die Verantwortlichkeit für 
den Empfang, die Lagerung und die 
Sicherung des Materials war nicht 
genau festgelegt. Die Betriebe kon­
trollierten nicht bzw. nicht ausrei-
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